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Pakistan befindet sich in der schwersten Wirtschaftskrise seiner Geschichte. Trotz der
Verhandlungen mit dem Internationalen Währungsfonds (IWF) und der Umsetzung vieler seiner
Bedingungen droht dem Land die reale Gefahr eines Staatsbankrotts. Die Inflation ist in die Höhe
geschnellt und macht den ohnehin schon armen Menschen das Leben noch schwerer als je zuvor.
Der pakistanische Verbraucher:innenpreisindex ist auf 31,5 % gestiegen, die höchste Jahresrate seit
50 Jahren – und selbst das spiegelt bei weitem nicht den tatsächlichen Preisanstieg  für die breite
Masse der Bevölkerung wider.

In dieser Situation bildet den einzigen Ausweg, den die herrschende Klasse und alle ihre sich
bekriegenden Fraktionen sehen, ein weiteres Abkommen mit dem IWF. Aber selbst die erste
Vereinbarung auf „Stabsebene“ ist noch nicht abgeschlossen, obwohl dies seit der ersten
Februarwoche, als ein IWF-Team Pakistan besuchte, wiederholt angekündigt wurde.

In der Tat hat die Regierung bereits eine Reihe von IWF-Bedingungen akzeptiert. So hat sie
beispielsweise der Forderung zugestimmt, dauerhaft einen Schuldzuschlag von 3,82 Rupien pro
Einheit zu erheben, um 284 Milliarden Rupien mehr von den Stromverbraucher:innen einzutreiben.
Ganz allgemein berichtet die Presse, dass die Regierung bei Steuererhöhungen, höheren
Energiepreisen und der Anhebung der Zinssätze auf den höchsten Stand seit 25 Jahren eingewilligt
hat.

Die Vereinbarung ist noch immer nicht unterzeichnet, nicht zuletzt, weil nicht nur der IWF, sondern
auch andere Staaten die benötigten Kredite bereitstellen müssen. Während der IWF die Finanzlücke
des Landes auf insgesamt 7 Mrd. US-Dollar beziffert, behauptet das Finanzministerium, dass diese
weniger als 5 Mrd. US-Dollar betragen wird und durch die Aufnahme neuer kommerzieller Kredite
aus China und den Golfstaaten gedeckt werden soll. Der IWF steht bereits mit diesen Ländern in
Verbindung, um neue Kredite und Pläne für die Verlängerung der Kredite für Pakistan zu erörtern,
und verlangt nun schriftliche Zusicherungen.

Er verlangt nicht nur, dass die Regierung die zu erfüllenden Bedingungen unterschreibt, sondern
auch den „Nachweis“, dass sie bereit ist, diese zu erfüllen. Ein Test dafür ist, die IWF-Einschätzung
der Finanzlücke selbst zu akzeptieren. Da der IWF die interne Spaltung der herrschenden Klasse
und den Machtkampf zwischen der Regierungskoalition und der oppositionellen PTI-Partei von
Imran Khan kennt, verlangt er nicht nur von der Regierung, sondern auch von der wichtigsten
Oppositionspartei Zusicherungen für die Umsetzung. Die Regierung befürchtet, dass eine öffentliche
Vereinbarung zwischen dem PTI-Führer und dem IWF das politische Ansehen der Oppositionspartei
weiter stärken könnte.

Die Wirtschaftspolitik von Finanzminister Ishaq Dar und der Dollar

Dies zeigt, dass der wahre Grund für die anhaltenden Verzögerungen nichts mit den Bedingungen zu
tun hat, die den Arbeiter:innen, Bauern, Bäuerinnen und Armen in Pakistan auferlegt werden sollen,
sondern mit dem Machtkampf innerhalb der herrschenden Klasse und zwischen dem IWF und der
Regierung.
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In dieser Situation wird sich die Finanz- und Wirtschaftskrise weiter hinziehen, ja sie wird sich sogar
noch verschärfen. Die pakistanischen Devisenreserven sind dank eines weiteren Kredits aus China
um 487 Mio. US-Dollar gestiegen und beliefen sich am 3. März auf 4,3 Mrd. US-Dollar. Dies ist der
vierte wöchentliche Anstieg der von der Zentralbank gehaltenen Reserven in Folge, liegt aber immer
noch unter dem kritischen Wert, der die Importe eines Monats decken könnte. Die Regierung hat
sich zwar bereit erklärt, mehr lebenswichtige Güter zu kaufen, um Engpässe zu überbrücken, doch
wird dieses „Versprechen“ nicht eingelöst werden, solange diese Bedingungen vorherrschen.

Seit Monaten sind wir mit dem Gegenteil konfrontiert, nämlich mit einem massiven Rückgang oder
sogar der völligen Einstellung der Einfuhren wichtiger Güter. Derzeit stehen Tausende von
Containern im Hafen von Karatschi, die nicht abgefertigt werden. Infolgedessen mangelt es an
Medikamenten, chirurgischen Geräten und Krankenhausnahrung. Die verbleibenden medizinischen
Leistungen werden immer teurer und sind für die einfache Arbeiter:innenklasse unerschwinglich.

Als Ishaq Dar das Finanzministerium übernahm, behauptete er, er werde den Wechselkurs der Rupie
stabilisieren und ihn auf 200 Rupien pro Dollar oder noch weniger senken. Er erklärte, er werde
keine Kompromisse bei der „nationalen Souveränität“ eingehen oder sich den Forderungen des IWF
beugen. Bis Ende 2022 hielt er den Wechselkurs durch staatliche Interventionen unter Kontrolle,
aber das änderte sich, als die Forderungen des IWF bekannt wurden. Die Rupie fiel rasch auf 275
zum Dollar und erreichte am 2. März 290. Jetzt zahlt die Bevölkerung den Preis, und es ist klar, dass
sich eine Halbkolonie den Herr:innen des Kapitals beugen muss. Die offiziellen Dollarreserven
wurden auch dadurch in Mitleidenschaft gezogen, dass pakistanische Arbeiter:innen im Ausland
über „inoffizielle“ Kanäle Überweisungen nach Hause schicken, um einen etwas besseren
Wechselkurs zu erhalten.

Rezession

Pakistan befindet sich nicht nur in einer Haushaltskrise. Das Land steckt auch in einer tiefen
Rezession. Die Produktion des verarbeitenden Gewerbes in großem Maßstab ist drastisch
zurückgegangen. Die letzten veröffentlichten nationalen Daten des Quantum-Index des
verarbeitenden Gewerbes für November 2022 zeigen ein deutliches Bild. In den fünf Monaten von
Juli bis November 2022 gab es im verarbeitenden Gewerbe einen Rückgang um 3,5 % und im
November um 5,5 %. Die Erträge der wichtigsten Industriezweige Textilien, Erdölprodukte,
Chemikalien, Düngemittel, Pharmazeutika, Zement, Eisen- und Stahlerzeugnisse fielen,  in einigen
Fällen bis zu 25 %.

Ein wichtiger Grund für den Niedergang vieler dieser Industrien ist der Mangel an importierten
Rohstoffen. Für die Einfuhren ist ein Akkreditiv erforderlich, aber die Kreditwürdigkeit der
Importeur:innen oder die Zahlungsgarantien der Banken wurden in großem Umfang in Frage
gestellt. Dies hat zu einer Blockade der Importe und in der Folge zu einem Rückgang des
Verbrauchs um 20 % und der Stromerzeugung um 5 % geführt. Die Einlagen im Bankensektor sind
um mehr als 8 % gesunken. Die rückläufige Produktion der Zement-, Eisen- und Stahlindustrie
verdeutlicht die Stagnation der Bautätigkeit. Insgesamt wird das Bruttoinlandsprodukt in den ersten
sechs Monaten des Jahres 2023 wahrscheinlich um 4 bis 5 Prozent schrumpfen. Dieser Rückgang
stellt eine große Katastrophe dar.

Der Zinssatz sprang von 11 % zu Beginn des IWF-Programms im Jahr 2019 auf 17 % im November
2022 hoch, was zu einem weiteren wirtschaftlichen Niedergang führte. Am 2. März wurde er unter
dem Druck des IWF erneut erhöht und liegt nun bei 20 %. Diese weitere Erhöhung um 3 %
bedeutete für den Staat einen Verlust von etwa 600 Milliarden, der durch eine Erhöhung der
Mehrwertsteuer ausgeglichen werden muss. Dies hat wiederum direkte Auswirkungen auf die
arbeitende und arme Bevölkerung.



Die Kreditvergabe der Banken an den privaten Sektor ist mit 4 % nur geringfügig gestiegen. Die
Maschineneinfuhren gingen um 45 % zurück, 44 % bei Textilmaschinen. Dies wird voraussichtlich zu
einem weiteren Rückgang der Textilexporte führen, die sich bereits auf einem niedrigeren Niveau
als in den Vorjahren befinden. Die Höhe der gesamtstaatlichen Entwicklungsausgaben im ersten
Quartal 2022 – 2023 wurde entsprechend den Forderungen des IWF um etwa 48 Prozent gesenkt.
Weitere Kürzungen sind jedoch geplant.

Die höchste Inflation der Geschichte

Die Folgen der Überschwemmungen von 2022, der anhaltende Anstieg der Rohstoffpreise seit dem
Einmarsch Russlands in der Ukraine, die Abwertung der Rupie und die negativen Auswirkungen der
Einfuhrbeschränkungen haben zusammen zu einer Stagflation geführt. Die Inflationsraten,
insbesondere die Lebensmittelpreise, haben Rekordhöhen erreicht, und das Bruttoinlandsprodukt
war in den ersten sechs Monaten des laufenden Haushaltsjahres negativ. Die Überschwemmungen
haben sich am stärksten auf die Produktion des Agrarsektors ausgewirkt. Der größte Rückgang ist
bei der Baumwollernte zu verzeichnen, die um 40 Prozent gesunken ist, und bei der Reisproduktion
um mehr als 15 Prozent. Auch bei anderen Feldfrüchten, vor allem bei Gemüse, ist das Angebot
knapp. Der vierfache Preisanstieg bei Zwiebeln ist ein Beweis dafür. Insgesamt dürfte der
Ertragsverlust in der Kharif-Saison, d. h. in der Monsunzeit, etwa 10 % betragen.

Die Verbraucher:innenpreise für Zwiebeln, Hühnerfleisch, Eier, Reis, Zigaretten und Treibstoff
stiegen in letzter Zeit stark an, wobei die Inflation in diesem Sektor offiziellen Angaben zufolge zum
ersten Mal seit fünf Monaten über 40 Prozent lag. Die kurzfristige Inflation, gemessen am
wöchentlichen Inflationsfeingradmesser SPI, stieg in der Woche zum 23. Februar im Jahresvergleich
auf 41,54 Prozent, gegenüber 38,42 Prozent in der Vorwoche.

Eine defizitäre Wirtschaft

Die gesamte Zahlungsbilanz weist für den Zeitraum Juli bis Dezember 2022 ein Defizit von 4,3 Mrd.
US-Dollar auf. Dies ist trotz eines starken Rückgangs des Handelsbilanzdefizits auf 3,7 Mrd. US-
Dollar gegenüber 9,1 Mrd. US-Dollar im gleichen Zeitraum 2021 – 2022 der Fall. Diese
Verbesserung wurde durch eine starke Verschlechterung der Kapitalbilanz ausgeglichen. Hier ist ein
Defizit von 1,2 Mrd. US-Dollar entstanden, gegenüber einem hohen Überschuss von 10,1 Mrd. US-
Dollar im Zeitraum Juli-Dezember 2021. Die Haushaltsbilanz ist zum ersten Mal seit vielen Jahren
negativ ausgefallen. Dies ist vor allem auf stark gesunkene  Einnahmen aus Einfuhrsteuern
zurückzuführen. Die Schrumpfung betrug im ersten Quartal 6 % und im zweiten Quartal etwa 30 %.
Letzteres ist eindeutig auf die von der Staatsbank ausgeübte Verwaltungskontrolle über
Importkreditgarantien (Letters of Credit; LCs) zurückzuführen.

Ein stabiler Wechselkurs wurde nach Oktober durch die Intervention der Regierung
aufrechterhalten, was die Nachfrage nach Importen steigerte, während die Staatsbank diese durch
die Kontrolle der LCs drückte. Ziel war es, die Inflation einzudämmen, aber die Angebotskürzungen
heizten die Inflation an, indem sie Importe im Wert von 4,5 Milliarden einschränkten. Die
Staatsbank schränkte auch die Zahlungen für importierte Dienstleistungen wie
Informationstechnologie, Fluggesellschaften und Banken ein. Die Gewinnausschüttungen der in
Pakistan tätigen multinationalen Unternehmen sind ebenfalls zurückgegangen.

Das ehrgeizige Ziel besteht darin, das Haushaltsdefizit von 7,9 Prozent des BIP im Jahr 2021 – 2022
auf nur 4,9 Prozent des BIP im laufenden Haushaltsjahr zu senken. Doch das Gesamtdefizit ist in den
ersten sechs Monaten des Rechnungsjahres 2022 – 2023 auf 2,4 % des BIP angestiegen. Da die
Zahlungen in der zweiten Jahreshälfte viel höher ausfallen werden als in der ersten, ist das Ziel von
4,9 % nicht zu erreichen.0



Für die Verschlechterung der öffentlichen Finanzen gibt es viele Gründe. Erstens werden
zusätzliche Ausgaben in Höhe von über 500 Mrd. Rupien für die Fluthilfe und den Wiederaufbau
nach der Flut aufgewendet. Zweitens liegt die Wachstumsrate der FBR
(Bundesfinanzamtseinnahmen) bei 13 Prozent und damit unter der angestrebten Rate von 22
Prozent, was vor allem auf den Rückgang der Importsteuerbasis und das negative Wachstum im
verarbeitenden Großgewerbe zurückzuführen ist.

Drittens hat die Staatsbank den Leitzins erhöht, wodurch die inländischen Kreditkosten der
Bundesregierung angehoben werden. Es besteht die Möglichkeit, dass die Zinszahlungen für das
Darlehen bis zu 1 Billion Rupien betragen könnten. Auf Anweisung des IWF wurde der Leitzins auf
20 Prozent erhöht, was bedeutet, dass die Zahlungen an die Banken weiter steigen werden. Um
diese Kosten zu decken, müsste der Umfang des föderalen öffentlichen Entwicklungsprogramms
erheblich gekürzt werden. Ein letzter Risikofaktor ist, dass die Provinzregierungen den angestrebten
Kassenüberschuss von 750 Mrd. Rupien weit verfehlen könnten. Insgesamt dürfte das
Haushaltsdefizit bei den derzeitigen Trends im Haushaltsjahr 2022 – 2023 nahe bei 6,5 % des
Bruttoinlandsprodukts liegen.

Zunahme von Arbeitslosigkeit und Armut

Aufgrund der Rezession in der Wirtschaft nimmt die Arbeitslosigkeit ständig zu. Schon jetzt sind
Millionen von Arbeiter:innen arbeitslos. In den verbleibenden Monaten dieses Haushaltsjahres
werden mindestens 2 Millionen weitere hinzukommen. Aufgrund von Inflation und Arbeitslosigkeit
werden in diesem Haushaltsjahr weitere 20 Millionen Menschen unter die Armutsgrenze fallen, so
dass sich die Gesamtzahl auf mehr als 80 Millionen erhöht. Außerdem wird es für die Hälfte der
Bevölkerung schwierig werden, den Grundnahrungsmittelbedarf zu decken. Diese Situation kann zur
Grundlage einer großen sozialen Umwälzung werden, und die Angst davor ist in der herrschenden
Klasse offensichtlich.

Schuldenfalle

Die herrschende Klasse und ihre Intellektuellen räumen ein, dass die Wirtschaftskrise trotz aller
Maßnahmen nicht enden wird und sie ein weiteres Programm des IWF annehmen müssen.

Das Land benötigt eine beträchtliche Summe von 75 Mrd. US-Dollar, um die Auslandsschulden und
Zinszahlungen in den nächsten drei Haushaltsjahren zu bedienen. Der Umfang der internen
Verschuldung nimmt ebenfalls zu. Ein Beispiel dafür sind die zirkulären Schulden des
Elektrizitätssektors, die sich auf 2,3 Billionen Rupien belaufen, obwohl der Preis pro Stromeinheit
stark gestiegen ist. Die Situation ist nun so, dass die Regierung die Kreditraten und Zinsen nicht
jedes Jahr selbst zahlen kann und dafür neue Kredite aufgenommen werden müssen. Das heißt, man
muss einen neuen Kredit aufnehmen, um die alten Kredite zurückzuzahlen.

Vergleicht man die Darlehen und Zuschüsse, die in den letzten zwei Jahrzehnten eingegangen sind,
mit den Geldern, die abgeflossen sind, so wird deutlich, dass die Zahlungen die Einnahmen
überstiegen haben. Das bedeutet, dass Pakistan in einer Schuldenfalle steckt. Internationale
Geldverleiher:innen verdienen an Pakistan durch die Vergabe von Krediten. Das heißt: Die
Verschuldung ist zu einem Mechanismus für die Ausplünderung der Ressourcen geworden.
Aufgrund der Position Pakistans im globalen Kapitalismus ist eine Rückzahlung nicht möglich. Diese
Situation hat das Risiko eines Zahlungsausfalls erhöht, worauf die Regierung mit einem Programm
brutaler Kürzungen reagiert.



Die IWF-Lösung

Alle bisherigen IWF-Rettungspakete und ihre neoliberalen Lösungen haben keine langfristige oder
dauerhafte Verbesserung der Wirtschaft gebracht. Das aktuelle Rettungspaket wird sich nicht von
den anderen unterscheiden und zu weiteren Massenprivatisierungen, steigender Arbeitslosigkeit,
wachsender Armut und Inflation führen. Der IWF besteht darauf, dass seine Maßnahmen zwar
unmittelbare Auswirkungen auf das Wirtschaftswachstum haben, aber zu Verbesserungen führen
werden, wenn die Kapitalist:innen wieder Vertrauen in die Wirtschaft gewinnen.

Was ist zu tun?

Die wirtschaftlichen Bedingungen haben sich verschlechtert und die Spannungen innerhalb der
herrschenden Klasse nehmen zu. Dies kommt in den Spaltungen zwischen den und innerhalb der
staatlichen Institutionen deutlich zum Ausdruck. Jede Schicht der herrschenden Klasse strebt nach
ihren eigenen Interessen. Die Inflation hat enorm zugenommen, und die Gesellschaft leidet unter
Desintegration. Die Durchsetzung der Interessen der herrschenden Klasse bedeutet zunehmend
mehr Brutalität, um die Stimme des Protests auf jede Weise zu unterdrücken.

Unter diesen Umständen müssen sich die Arbeiter:innen, die Armen auf dem Land und in der Stadt,
die Bauern, Bäuerinnen und die unterdrückten Teile der Gesellschaft im Kampf gegen den
tyrannischen Staat und seine Wirtschaft zusammenschließen. Es besteht die reale Gefahr, dass die
Auswirkungen der Wirtschaftskrise auf verschiedene Sektoren und Regionen genutzt werden, um
Spaltungen zu verstärken, Proteste abzulenken und einen einheitlichen Kampf gegen die wirklichen
gemeinsamen Feind:innen zu verhindern. Es gibt Proteste gegen Inflation, Lohnerhöhungen und
Privatisierung, aber diese Proteste müssen sich darauf konzentrieren, eine Alternative der
Arbeiter:innenklasse zum IWF anzubieten. In der heutigen Zeit kann nur die Einheit der
Arbeiter:innenklasse das IWF-Programm besiegen und die Regierung von Shehbaz Sharif absetzen.

Forderungen

Ein Mindestlohn, der für ein besseres Leben der Arbeiter:innen ausreicht. Die Löhne
der Arbeiter:innenschaft sollten an die Inflation der Preise für wichtige Güter
gekoppelt werden. Für jeden Anstieg der Inflationsrate um ein Prozent sollten die
Löhne um ein Prozent steigen.

Anstelle der Privatisierung sollten die staatlichen Einrichtungen unter demokratische
Kontrolle der Arbeiter:innenklasse gestellt werden. Alle Einrichtungen, die nach der
Privatisierung geschlossen wurden, sollten unter Kontrolle der Beschäftigten wieder
verstaatlicht werden. Einrichtungen, die an den privaten Sektor übergeben wurden,
sollten unter demokratische Kontrolle der Arbeiter:innenklasse gestellt und somit alle
Formen der Privatisierung abgeschafft werden.

Anstatt Arbeitsplätze abzubauen, sollten die Arbeitszeiten verkürzt werden, um
Arbeitslosigkeit zu vermeiden.



Aufstockung des Bildungs- und Gesundheitshaushalts durch Einführung einer
Vermögenssteuer für Kapitalist:innen, Großgrundbesitzer:innen, multinationale
Unternehmen und andere reiche Teile der Gesellschaft. Daraufhin sollten neue
Gesundheitszentren und Bildungseinrichtungen gebaut werden.

Ein Ende aller Privilegien und Steuervergünstigungen für die Großgrundbesitzer:innen
und Kapitalist:innenklasse.

Massive Subventionen sollten in der Landwirtschaft eingeführt werden. Außerdem
sollte das Land den Großgrundbesitzer:innen weggenommen und den Bauern,
Bäuerinnen und Landarbeiter:innen übergeben werden.

Die Haushaltsmittel für Entwicklungsprojekte sollten massiv aufgestockt werden,
damit soziale Einrichtungen und Wohnungen für die Arbeiter:innenklasse sowie für die
Armen auf dem Land und in der Stadt gebaut werden können.

Die Stromerzeugungsunternehmen sollten vom Staat übernommen und unter
demokratische Kontrolle der Arbeiter:innenklasse gestellt werden.

Die Ablehnung des IWF-Programms, einschließlich der Weigerung, die Schulden der
internationalen Wirtschaftsinstitutionen zu bezahlen, ist eine Vorbedingung für eine
geplante und ausgewogene Entwicklung der Wirtschaft, aber eine dem Kapitalismus
verpflichtete Regierung kann dies niemals tun. Wir brauchen eine Regierung, die sich
auf die Organisationen der Arbeiter:innenklasse stützt, um die derzeitige
katastrophale Situation zu bewältigen und die Interessen der großen Mehrheit der
Bevölkerung zu verteidigen.

Die Unterstützung für eine solche Strategie wird nicht spontan erfolgen, sie muss durch eine
entschlossene Kampagne gewonnen werden. Diejenigen, die die Notwendigkeit einer revolutionären
Strategie erkennen, ob in linken Parteien oder Gewerkschaften, müssen sich organisieren, um in
allen Organisationen der Arbeiter:innenklasse sowie unter den unterdrückten Schichten der
Gesellschaft, den Frauen, der Jugend und den unterdrückten Nationalitäten dafür zu kämpfen.

Sie müssen sich zusammenschließen, um die politische Grundlage für eine revolutionäre
Arbeiter:innenpartei zu diskutieren und ein Aktionsprogramm auszuarbeiten, das den Kampf gegen
den IWF mit dem für eine Revolution der Arbeiter:innenklasse in Pakistan und der gesamten Region



verbindet. Auf diese Weise können wir uns gegen die Krise der herrschenden Klasse und ihre
Angriffe auf das Proletariat und die Armen in Pakistan wehren.


